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Die Digitalisierung ist zweifelsohne einer der wich-
tigsten Wachstumstreiber unserer Zeit. Insbesondere 
erhöht sie die Effizienz von Marktprozessen: Sie stei-
gert die Markttransparenz; sie erleichtert die (interna-
tionale) Arbeitsteilung; sie trägt zu Optimierung und 
Anpassungsfähigkeit von Produktions- und Verwal-
tungsprozessen bei; sie erleichtert Wissensflüsse über 
neue Erkenntnisse und Technologien und beschleunigt 
damit Innovationsprozesse und die Verbreitung neuer 
Technologien; nicht zuletzt ist sie die Basis für neue 
Geschäfts- und Arbeitsmodelle.

Gerade die Corona-Pandemie hat uns die Bedeu-
tung der Digitalisierung für Anpassungsfähigkeit und 
Wachstum besonders deutlich gemacht. Unterneh-
men, die schon früh auf die Digitalisierung gesetzt 
haben, waren von den wirtschaftlichen Konsequenzen 
der Corona-Pandemie weitaus weniger betroffen als 
Unternehmen, die sich vor der Corona-Pandemie nur 
zögerlich mit der Digitalisierung auseinandergesetzt 

haben. Digitalisierte Unternehmen 
konnten schneller auf Liefereng-

pässe reagieren, ihre Mitarbei-
ter*innen ins Homeoffice schi-
cken und über digitale Kanäle 
ihren Absatz aufrechterhalten. 

Allerdings mussten auch viele Un-
ternehmen in der Corona-Pande-
mie häufig erst – unter großem 
Zeitdruck, mit hohem finanziel-
lem Investitionen und mit Hilfe 
von externen IT-Dienstleistern – 
die technischen und organisatori-
schen Voraussetzungen schaffen, 

um Arbeitsprozesse zu digitalisieren und damit am 
Markt präsent zu bleiben.

DIGITALISIERUNG DER ÖFFENTLICHEN 
VERWALTUNG ENERGISCH VORANTREIBEN

Die Corona-Pandemie hat in vielen Unternehmen 
Nachholbedarf in Sachen Digitalisierung offenbart. Die 
Digitalisierungsversäumnisse wurden aber auch insbe-
sondere in Schulen, dem Gesundheitswesen und der 
öffentlichen Verwaltung sehr deutlich. Entsprechend 
landet Deutschland im Online Service Index 2020 der 
Vereinten Nationen auch nur im unteren Mittelfeld der 
EU-28-Länder deutlich hinter dem Spitzenfeld, beste-
hend aus den skandinavischen Ländern und hinter 
dem Spitzenreiter Estland (vgl. Abb. 1).

In den letzten Jahren sind die gesetzlichen Grund-
lagen für eine Digitalisierung der öffentlichen Verwal-
tung in Deutschland geschaffen worden: Mit dem 
Onlinezugangsgesetz aus dem Jahr 2017 müssen die 
wichtigsten Verwaltungsleistungen bis Ende 2022 di-
gitalisiert werden; mit dem Registermodernisierungs-
gesetz vom April 2021 wird nun auch der Austausch 
von Daten zwischen verschiedenen Behörden ermög-
licht; für den behördlichen Austausch von Unterneh-
mensdaten werden die rechtlichen Voraussetzungen 
(Unternehmensbasisregistergesetz) gerade geschaf-
fen. Allerdings droht die zeitnahe Umsetzung an den 
komplizierten Abstimmungsmechanismen zwischen 
Ressorts und den aufwändigen Kooperationsverfahren 
zwischen Bund, Ländern und Kommunen zu scheitern. 
Skeptisch zeigt sich auch der Normenkontrollrat in sei-
nem Monitor Digitale Verwaltung vom Mai 2021, wenn 
er betont, dass es unklar sei, »wie die wichtigsten Ver-
waltungsdienstleistungen […] trotz großer Motivation 
und hohen Engagements aller Beteiligten bis Ende 2022 
digital und flächendeckend den Bürgern zur Verfügung 
gestellt werden sollen«. Die Digitalisierung und Moder-
nisierung der öffentlichen Hand müssen daher in der 
neuen Legislaturperiode als Chefsache vorangetrieben 
werden: Ressort- und föderale Grenzen müssen (u.a. 
durch die zentrale Setzung von praktikablen Standards) 
überwunden werden. Gesetze müssen in konkrete Ver-
waltungsdienstleistungen umgesetzt werden, und die 
öffentliche Verwaltung muss personell, finanziell und 
technisch befähigt werden, die Vorgaben umzusetzen.

DEN FOKUS NICHT NUR AUF INFRASTRUKTUR 
SETZEN

Die Nutzung digitaler Angebote der öffentlichen 
Verwaltung scheitert sicherlich nicht an der man-
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gelnden Breitbandinfrastruktur in Deutschland. In 
der Mitte des Jahres 2020 hatten fast 90% der deut-
schen Haushalte Zugang zu Breitbandanschlüssen 
mit mindestens 50Mbit/sek. Die für ein Flächenland 
mit breit gestreuter Bevölkerung durchaus beachtli-
che Abdeckung wurde durch eine Kombination von 
privatwirtschaftlichem Ausbau (mit Technologiemix 
aus DSL-Anschlüssen, Kabelanschlüssen und Glasfa-
seranschlüssen) und der nachgela gerten Förderung 
durch Bund und Länder, wo der privatwirtschaftliche 
Ausbau nicht rentabel ist, erreicht. In noch nicht ver-
sorgten Gebieten, in denen zukünftig Bedarf besteht, 
wird durch das in der TKG-Novelle verankerte Recht 
auf schnelles Internet (30 Mbit/sek Anschlüsse sind 
denkbar) der Ausbau forciert werden. Mit dem Pro-
gramm für »graue Flecken«, also Gebiete mit einer 
Internetversorgung von weniger als 100Mbit/sek, wird 
in den nächsten Jahren darüber hinaus die nächste 
Ausbaustufe gefördert.

Hohe Bandbreiten werden aber nach wie vor we-
nig nachgefragt. Die Daten aus dem aktuellen Mikro-
zensus (2018) zeigen, dass der Anteil der Haushalte 
mit schneller (50 Mbit/sek und mehr) vertraglich ver-
einbarter Internetverbindung an allen Haushalten, 
bei denen ein solcher Anschluss technisch verfügbar 
wäre, je nach Bundesland zwischen 23 und 35% liegt 
(Ausnahme Hamburg mit 49%). Auch wenn die Infra-
struktur die Voraussetzung für die Bereitstellung von 
digitalen Dienstleistungen ist, die wiederum die Nach-
frage nach schnellen Internetanschlüssen bedingen, 
so legen die Zahlen doch nahe, dass sich der Staat 
nicht nur auf die Infrastruktur fokussieren, sondern 
auch zur Entstehung solcher digitalen Dienstleistun-
gen beitragen sollte. Dies kann der Staat zum einen 
direkt tun, indem er digitale Verwaltungsleistungen 
anbietet. Zum anderen kann er Rahmenbedingungen 
setzen, die Anreize zur Entwicklung von neuen digita-
len Geschäftsmodellen schaffen.

ROHSTOFF »DATEN« BESSER NUTZEN

Große Wachstumspotenziale der Digitalisierung wer-
den der systematischen Nutzung von Daten zu Gene-
rierung von neuen Geschäftsmodellen zugesprochen 
(vgl. Abb. 2). Dies gilt auch für die Nutzung von Daten 
der öffentlichen Verwaltung. Mit ihnen kann nicht nur 
das Angebot an öffentlichen Gütern und Dienstleis-
tungen verbessert werden. Vielmehr können sie auch 
die Grundlage für innovative Geschäftsmodelle in der 
Privatwirtschaft sein, beispielsweise für Navigations-
systeme, Wettervorhersagen, mobile Anwendungen, 
Marktanalysen oder Finanz- und Versicherungsdienst-
leistungen. Vor allem Start-ups entwickeln neue Ge-
schäftsmodelle auf Basis solcher Daten. Mit der Än-
derung des E-Government-Gesetzes und dem damit 
verbundenen Zugang zu Daten des öffentlichen Sek-
tors scheint man zwar gewillt, die Nutzung öffentlicher 
Daten, die der Informationsfreiheit unterliegen (z.B. 
Geodaten, Landkarten, Wetterdaten, Satellitenbilder 

oder statistische Daten), voranzutreiben. Allerdings ist 
Deutschland von der systematischen Nutzung öffent-
licher Verwaltungsdaten noch weit entfernt. 

Nicht zuletzt offenbaren die öffentlichen Debat-
ten über die Verwendung von digitalen Hilfsmitteln 
(z.B. Smartphone-Apps) zur Pandemiebekämpfung 
große Datenschutzbedenken in der deutschen Be-
völkerung. In der Tat belegen europaweite Umfragen 
(z.B. eupionions), dass die Deutschen zwar nicht inno-
vations- oder technologiefeindlich sind, aber daten-
basierten Innovationen (z.B. elektronische Gesund-
heitskarte, Drohnen) regelmäßig kritischer gegen-
überstehen als die Bevölkerung der meisten anderen 
europäischen Länder. Es bedarf in Deutschland daher 
dringend einer öffentlichen Auseinandersetzung, wie 
weit Datenschutz gehen sollte (mit entsprechenden 
Konsequenzen für entgangenes Wachstum und Wohl-
stand) und wie ein wachstumsfreundliches Daten-
schutzregime aussehen könnte. 

0,0 0,2 0,4 0,6 0,8 1,0

Estland
Dänemark

Finnland
Österreich

Niederlande
Schweden

Spanien
Frankreich

Polen
Litauen

Slowenien
Portugal

Italien
Malta

Bulgarien
Irland

Luxemburg
Kroatien
Ungarn

Deutschland
Rumänien

Tschechien
Slowakei

Griechenland
Belgien

Lettland

Online Service Indexᵃ 2020

ᵃ Der Online Service Index ist ein Subindex des E-Government Development Index der United Nations. Er bemisst 
sich nach dem Angebot von E-Services. Die Abbildung zeigt das Ranking der EU-Länder (außer Zypern) im Jahr 2020.
ᵇ 1 entspricht dem höchsten, 0 dem niedrigsten Angebot.
Quelle: United Nations E-Government Survey 2020. © ifo Institut 
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ᵃ Prognose basierend auf Referenzszenario.
Quelle: European Data Monitoring Tool. © ifo Institut 
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